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über die Sitzung des Ausschusses für Soziales und Migration am 24.11.2009 

Sitzungsort: Rathaus Uhlstraße 3, Sitzungszimmer A 013 

Beginn der Sitzung um 18.00 Uhr. Ende der Sitzung um 19.40 Uhr. 

Vorsitz führte:Jung 

Stellv. stimmber. Mitglieder

 Boley CDU
 Dahmen CDU
 Ehrenstein CDU
 Fischer CDU
 Gerharz CDU
 Hans CDU
 Hepp CDU
 Hosmann CDU
 Klug CDU
 Köllejan CDU
 Küster CDU
 Meeth CDU
 Pohl CDU
 Poschmann CDU
 Pütz CDU
 Rau CDU
 Vetterling CDU
 Vogel CDU

  
 Richter SPD
 Berg SPD
 Blanke SPD
 Grafe SPD
 Jung, E. SPD
 Klein SPD
 Dr. Petran SPD
 Vilkman SPD
 Weesbach SPD
 Rashid (SK) SPD
 Eiben (SK) SPD

  
 Sass (SK) Grüne
 Bortlisz-Dickhoff Grüne
 vom Hagen Grüne
 Konertz Grüne
 Mäsgen Grüne
 Dr. Tieke Grüne
 Weber Grüne

  
 Brämer FDP
 Müller-Neimann FDP
 Pitz FDP
 Schmucker (SK) FDP

  
 Baule fw/bVb
 Mainzer fw/bVb
 Schmitz fw/bVb

  
 Pohle (SK) LINKE
 Riedel LINKE 
 Sauer LINKE

 

Stellv. beratende Mitglieder

Wolf Spätaussiedler
Saß-Blauhut Init.f.Völkerverst.
Saidi ABR
Yildirim ABR

 

Stimmber. Mitglieder 

 Dr. F. Immenkeppel CDU 
 Simons CDU 
 Stilz (stv. Vors.) CDU 
 Dr. Dahm CDU 
 Kirf (SK) CDU 
 Merscheid (SK) CDU 
 Falkenstein (SK) CDU 

   
 Jung, H. (Vors.) SPD 
 Weitz SPD 
 Rader (SK) SPD 

   
 Niclasen Grüne 
 vom Hagen, A. (SK) Grüne 

   
 Wehr FDP 

   
 Bohlken fw/bVb 

   
 Behr (SK) LINKE 

   
Beratende Mitglieder 
  

 Fahrenberger   Obdachlosenb. 
 Duda Vertr. Spätaussiedler 
 Weidner Init.f.Völkerverständ. 

   
 Verwaltung  
   

 Freytag  
 Rampe  
 Joswig - von Bothmer  
        
        
        

   
 Schriftführerin  
   
 Rempe  
   
 Gäste  
   

 Frau Göpel  
 (Drogenhilfe Köln   
 gGmbH, Beratungsstelle  
 Brühl)  
        
        

   
 



2 

Tagesordnung 
 

TO-Pkt. Gegenstand Seite Vorlagen-Nr.
    

 A) Öffentlicher Teil   
    

1 

Verpflichtung sachkundiger und beratender Mitglieder 
im Ausschuss gem. § 58 Abs. 4 GO 
hier:  Herr Kirf (CDU), Frau Merscheid (CDU), Herr 
 Rader (SPD), Frau Behr (Linke), Herr Sass 
 (Grüne), Herr Schmucker (FDP), Frau Weidner 
 (Initiative für Völkerverständigung), Frau Wolf 
 (Spätaussiedler) 

3  

    
2 Niederschrift vom 17.09.2009 3  
    

3 Mitteilungen 3  
    

3.1 

Drogen- und Suchtberatungsstelle Brühl 
hier: Betreuung drogenabhängiger BewohnerInnen 
 der Obdachlosenunterkünfte am Lupinenweg 
 Tätigkeitsbericht seit Beginn der Maßnahme im 
 IV. Quartal 2008 
  Referentin:  Frau Göpel, Drogenhilfe Köln  
    gGmbH, Beratungsstelle Brühl 

3 - 7 102/00 o 

    
3.2 Aktions- und Info-Tag für die Generation 55plus 7 - 8 36/09 

    

3.3 
Aufstellen eines Wunschtannenbaums für bedürftige 
Kinder in der Stadt Brühl 
Bezug: SoMiA 27.11.2008, TOP 5.3 

8 - 10 37/09 

    
4 Anfragen 10  
    

4.1 
Anonyme Spurensicherung nach Sexualstraftat 
hier: Ratsherr Weitz (SPD) 

10  

    

4.2 
Information über Arbeitslosenquote von Städten und 
Gemeinden im Rhein-Erft-Kreis 
hier: Vorsitzender Jung (SPD) 

10  

    

4.3 
Vorstellen der neuen Mitglieder im Ausschuss 
hier: Ratsherr Stilz (CDU) 

10  

    

 B) Nichtöffentlicher Teil   
    

5 
Anfragen 
- keine - 

11  

    
6 Mitteilungen 11  
    

6.1 
Sachstand Pflegestützpunkte Rhein-Erft-Kreis 
hier: Sozialdezernent Freytag 

11  

    



3 

Vorsitzender Jung (SPD) begrüßt die neuen und alten Mitglieder des Ausschusses zur 
ersten Sitzung in der neuen Legislaturperiode sowie besonders die eingeladene 
Referentin Frau Göpel, Drogenhilfe Köln gGmbH, Beratungsstelle Brühl. 
 
Er stellt fest, dass die Einladung rechtzeitig an alle Mitglieder versandt wurde. 
 
Er fragt die Mitglieder nach Änderungs- und Erweiterungswünschen zur vorliegenden 
Tagesordnung. 
- keine -  
 
A) Öffentlicher Teil 
 
1. Verpflichtung sachkundiger und beratender Mitglieder im Ausschuss gem. § 

58 Abs. 4 GO 
 hier: Herr Kirf (CDU), Frau Merscheid (CDU), Herr Rader (SPD), Frau Behr 
(Linke), Herr Sass (Grüne), Herr Schmucker (FDP), Frau Weidner (Initiative 
für Völkerverständigung), Frau Wolf (Spätaussiedler) 

 
Vorsitzender Jung (SPD) führt die sachkundigen Bürger Herr Kirf (CDU), Frau 
Merscheid (CDU), Herr Rader (SPD), Frau Behr (Linke), Herr Sass (Grüne), Herr 
Schmucker (FDP) in ihr Amt ein und verpflichtet sie zur gesetzmäßigen 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben. 
Darüber hinaus führt er die beratenden Einwohnerinnen Frau Weidner (Initiative für 
Völkerverständigung) sowie Frau Wolf (Spätaussiedler) in ihr Amt ein und 
verpflichtet sie zur gesetzmäßigen Wahrnehmung ihrer Aufgabe. 

 
2. Niederschrift vom 17.09.2009 

 
Gegen die Fassung der Niederschrift vom 17.09.2009 werden keine Einwände und 
Bedenken von den Mitgliedern erhoben. 

 
3. Mitteilungen 
 
3.1 Drogen- und Suchtberatungsstelle Brühl 

hier: Betreuung drogenabhängiger BewohnerInnen der Obdachlosenunter- 
 künfte am Lupinenweg 

 Tätigkeitsbericht seit Beginn der Maßnahme im IV. Quartal 2008 
 Referentin: Frau Göpel, Drogenhilfe Köln gGmbH, Beratungsstelle Brühl 
 Vorlagen-Nr.: 102/00 o 
 

Der Ausschuss für Soziales und Migration nimmt den Tätigkeitsbericht der Drogen- 
und Suchtberatungsstelle Brühl zur Kenntnis. 

 
Vorsitzender Jung (SPD) erteilt Frau Göpel, Drogenhilfe Köln gGmbH, 
Beratungsstelle Brühl, das Wort. 

 
Frau Göpel schlägt vor, die wichtigsten Details des vorliegenden Berichtes noch 
einmal vertiefend darzustellen und entsprechende Ausführungen dazu 
vorzunehmen. 
Sie stellt heraus, dass das Konzept zur Betreuung drogenabhängiger 
BewohnerInnen der Obdachlosenunterkünfte am Lupinenweg auf zwei Säulen 
ruht: 
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 Präsenz von Mitarbeitern der Drogenhilfe Köln gGmbH zweimal wöchentlich 
vor Ort in der Beratungsstelle des SKFM Frechen e.V. 

 
 Aufsuchende Sozialarbeit 

hier: Kontakte zu Betroffenen knüpfen, Motivationsgrundlagen erarbeiten, um 
persönliche Veränderungen vorzunehmen, weiterführende Maßnahmen 
besprechen und erarbeiten, langfristiges Umdenken und Hinführung zu 
anderem, normalen Wohnraum erzielen 

 
Bei Letzterem ist seitens der Drogenhilfe angedacht, ein so genanntes 
Wohnungstraining in das Betreuungskonzept einzuarbeiten. Das 
Betreuungskonzept ist finanziell abgesichert und gewährleistet durch einen 
pauschalierten Betrag der Stadt Brühl und eine Pauschale durch den Rhein-Erft-
Kreis die Arbeit der Drogenhilfe. Darüber hinaus werden über den LVR die jeweils 
erbrachten so genannten „Fachleistungsstunden“ abgerechnet. 
 
Bei der Wiederaufnahme der Beratungsarbeit nach zwei Jahren mussten die 
Mitarbeiter der Suchtberatungsstelle feststellen, dass sich die direkte 
Kontaktaufnahme zu der Klientel verändert hat und von allen unterschätzt wurde. 
 
Frau Göpel berichtet weiter, dass es der Beratungsstelle trotz aller 
Schwierigkeiten, verbunden mit einem aufwendigen Neueinstieg, gelungen sei, für 
ca. neun bis elf Personen aus den Unterkünften Lupinenweg eine konstante 
Anbindung zu erzielen. Drei bis vier Personen nehmen das vorgehaltene 
Beratungsangebot nur unregelmäßig wahr. 
 
Frau Göpel sagt, dass es sich bei dem zu betreuenden Personenkreis um 
Menschen handelt, die schon eine lange Suchtkarriere und -geschichte aufweisen. 
 
Sachkundiger Bürger Schmücker (FDP) fragt nach der Erfolgsquote der 
Suchtberatungsstelle und möchte wissen, wie viele Personen diese in den letzten 
fünf Jahren in normale Lebensverhältnisse zurückführen konnte. 
 
Frau Göpel berichtet, dass zwei Personen verstorben sind, alle anderen befinden 
sich in stabilen Lebenssituationen. 
 
Ratsherr Stilz (CDU) möchte wissen, inwieweit der Personenkreis einer Kontrolle 
durch die Suchtberatungsstelle unterzogen wird und wie viele drogenabhängige 
Personen derzeit im Lupinenweg wohnen. 
 
Frau Göpel antwortet, dass die Drogenberatung Kenntnis von 13 bis 15 Personen 
hat, die Drogenprobleme haben. 
Die Beratungsstelle hat ihren Fokus auf die Personen gerichtet, die den Ausstieg 
aus den Drogen real anstreben. 
Für diese Personen wird ein umfassendes Beratungsangebot vorgehalten. 
 
Frau Göpel sagt, dass sie die derzeitige Stundenpräsenz für ausreichend hält. 
Sie geht davon aus, dass die an das Konzept angebundene Klientel langfristig 
nicht mehr im Lupinenweg wohnen wird. 
 
Ratsherr Weitz (SPD) fragt nach der Verlängerung des Vertrags über den 
31.12.2009 hinaus. 
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Sozialdezernent Freytag antwortet, dass eine Verlängerung des Vertrages ansteht. 
 
Ratsherr Simons (CDU) will von Frau Göpel wissen, wie die Relationen im 
Aufenthalt drogenabhängiger Personen in Brühl zum Verhältnis des gesamten 
Rhein-Erft-Kreis einzuschätzen sind.  
 
Frau Göpel sagt, dass sie nur zum jeweiligen Anbindungspotential der Klientel an 
die Beratungsstelle Aussagen machen kann. 
Die Städte Brühl und Bergheim seien die am höchsten frequentierten Anlaufstellen 
von drogenabhängigen Personen. 
Die Beratungsstelle Brühl betreut eine hohe Anzahl von Personen, die von Opiaten 
abhängig sind. 
Hier spielt auch die günstige Anbindung der Stadt Brühl am ÖPNV eine große 
Rolle, die es den Abhängigen erleichtert, ihren Handel und Konsum mit Drogen 
effektiv zu organisieren.  
 
Ratsfrau Baule (fw/bVb) möchte wissen, ob die Drogenberatungsstelle den 
Verkauf und Handel der Drogen in den bekannten Wohnungen und der Umgebung 
kontrolliert. 
 
Frau Göpel erwidert, dass das nicht in der Aufgabenstellung der Drogenberatung 
liegt. 
Ziel der Drogenberatung ist es, die Nachfrage von Drogen allgemein und langfristig 
zu verringern und den Drogenkonsumenten ein Lebenskonzept mitzugeben, das 
ein drogenfreies Leben ermöglicht und garantiert. 
 
Ratsfrau Baule (fw/bVb) will wissen, ob und wie die Beratungsstelle rückfällige 
Personen begleitet. 
 
Frau Göpel antwortet, dass die Betreuung dieses Personenkreises durch die 
Fachleistungsstunden im Rahmen eines Beschlusses der Hilfeplankonferenz 
geleistet wird. 
Die Beratungsstelle kann keine 24-Stunden-Betreuung leisten. 
Darüber hinaus muss der / die Betroffene auch das Leistungspaket des Betreuten 
Wohnens selber abfragen und hier die Unterstützung durch die Beratungsstelle 
wollen. 
 
Ratsherr Stilz (CDU) fragt nach, was nach einer evtl. Beendigung des derzeitigen 
Projektes durch die Drogenberatung passiert. 
 
Sozialdezernent Freytag teilt mit, dass geplant sei, das Projekt langfristig zu 
planen und zu gestalten. 
 
Ratsherr Weitz (SPD) bittet die Verwaltung, die finanziellen Mittel für die Beratung 
jugendlicher Betroffener in die Haushaltsberatungen 2010 mit aufzunehmen und 
im vorliegenden Konzept mit zu berücksichtigen. 
 
Sozialdezernent Freytag sagt, dass hier das vorliegende Konzept dazu flexibel 
gehandhabt werden kann. 
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Derzeit werde die angesprochene Problematik auch im Bereich der Jugendhilfe 
intensiv diskutiert. Lösungswege und -vorschläge mit entsprechenden Konzepten 
sind bisher noch nicht erarbeitet worden. 
 
Sachkundiger Bürger Kirf (CDU) erkundigt sich nach der Trägerschaft des Projekts 
und möchte wissen, welche Institutionen sich beteiligen. 
 
Sozialdezernent Freytag gibt bekannt, dass die Zuständigkeit beim überörtlichen 
Sozialhilfeträger (Rhein-Erft-Kreis) liegt. 
Darüber hinaus beteiligen sich der jeweilige Rentenversicherungsträger und der 
LVR. 
Die Stadt Brühl beteiligt sich finanziell mit einem Betrag von 30.000,00 € für die 
dezentrale Unterbringung. 
 
Ratsherr Weber (Grüne) meint, dass der in der Diskussion stehende 
Personenkreis besondere Schwierigkeiten in Brühl habe, eine Wohnung zu finden. 
Seines Wissens ruft die Wohnungsgesellschaft Gebausie die Schufa an, um den 
finanziellen Background des / der BewerberIn abzufragen. 
Er will wissen, ob die Stadt Mietausfallgarantien vorhält. 
 
Sozialdezernent Freytag gibt bekannt, dass hinsichtlich der Schufa-Auskunft 
Gespräche mit der Gebausie geführt wurden und diese hat anschließend bekannt 
gegeben, dass ein Schufa-Eintrag kein Kriterium mehr für einen / eine BewerberIn 
ist, eine Wohnung anmieten zu können.  
 
Frau Göpel gibt zu, dass viele drogenabhängige Personen Probleme mit der 
Wohnraumversorgung haben. 
Die Drogenhilfe Köln diskutiert deshalb derzeit darüber, ob diese nicht ein weiteres 
Haus anmietet, um den beschriebenen Personenkreis adäquat mit Wohnraum zu 
versorgen. 
 
Ratsherr Stilz (CDU) meint, dass derjenige, der illegale Drogen konsumiert, ein 
recht privilegiertes Leben führt. 
Er will wissen, wer sich um den Personenkreis kümmert, der legale Drogen 
konsumiert und wer zuständig für die Betreuung dieser Menschen ist. 
 
Frau Göpel gibt bekannt, dass hier der Rhein-Erft-Kreis, der Caritas-Verband und 
Institutionen des „Betreuten Wohnens“ zuständig sind. 
 
Ratsherr Stilz (CDU) fragt, ob für diese Klientel ebenfalls ein Kooperationsvertrag 
abgeschlossen werden könnte. 
 
Frau Göpel schließt die Möglichkeit eines Abschlusses in dieser Angelegenheit 
nicht aus. 
 
Ratsfrau Dr. Frantzioch-Immenkeppel (CDU) will von Frau Göpel wissen, wie die 
Drogenberatung es schafft, ehemalige Abhängige in Arbeit zu vermitteln. Darüber 
hinaus bittet sie um Auskunft zu bestehenden Kooperationen in diesem 
Sachverhalt. 
 
Frau _Göpel antwortet, dass sich der Rhein-Erft-Kreis zu dieser Fragestellung in 
seiner Antwort heraushält. 
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Der Kreis habe hierzu auch keine Vorgaben gemacht. 
Vor einigen Jahren konnten ca. 80 % der Betroffenen noch auf dem ersten 
Arbeitsmarkt in eine regelmäßige Arbeit vermittelt werden. 
Heute sei die Vermittlung wesentlich schwieriger durch den Abbau von Personal 
und nicht mehr vorhandenen Zeitsegmenten, um sich darum zu kümmern. 
Die ARGE-Geschäftsstellen sind nach ihrer Einschätzung nicht in der Lage, sich 
um diese Klientel intensiv zu kümmern. Der Personenkreis steht auch nicht in 
einem besonderen Fokus bei den jeweiligen Geschäftsstellen. 
 
Ratsfrau Baule (fw/bVb) fragt nach einer evtl. vorhandenen Dunkelziffer 
drogenabhängiger Personen. 
 
Frau Göpel erwidert, dass sie dazu keine Antwort geben kann. 
 
Ratsherr Weber (Grüne) möchte erfahren, ob das Betreuungsmodell auch auf 
andere Suchterkrankungen, z.B. Alkoholismus, übertragbar ist. 
Er kann sich vorstellen, dass das bei diesem Personenkreis schwierig sein wird, da 
Menschen mit diesem Suchtproblem ihre Abhängigkeit verdrängen bzw. sich ihre 
Krankheit nicht eingestehen. 
Hier werde die aufsuchende Arbeit voraussichtlich schwierig sein. 
 
Ratsherr Stilz (CDU) bemängelt, dass sich in Brühl das Problem der Bearbeitung 
der Alkoholabhängigkeit mehr oder weniger im Verborgenen abspielt. 
 
Nachdem keine weiteren Wortmeldungen mehr erfolgen, bedanken sich der 
Vorsitzende Jung (SPD) und die Mitglieder des Ausschusses für die Ausführungen 
von Frau Göpel und wünschen ihr und den Mitarbeitern der Beratungsstelle für 
deren Arbeit alles Gute. 

 
3.2 Aktions- und Info-Tag für die Generation 55plus 
 Vorlagen-Nr.: 36/09 
 

Der Ausschuss für Soziales und Migration nimmt den Bericht des Bürgermeisters 
zur Kenntnis. 
 
Ratsherr Weitz (SPD) fragt nach, ob das vorliegende Konzept fortgeführt wird. 
Er bittet die Verwaltung, das Konzept auch für weitere Interessenten zu öffnen. 
So schlägt er vor, den Seniorenexpertenservice einzuladen. 
 
Ratsfrau Baule (fw/bVb) möchte wissen, weshalb die Vorbereitung zur 
Veranstaltung einen Zeitraum von einem halben Jahr in Anspruch genommen hat. 
 
Sozialdezernent Freytag antwortet, dass die Koordination, die notwendigen 
Absprachen sowie die Werbung für die Veranstaltung, diesen Vorlauf benötigten. 
Er teilt weiter mit, dass es einen allgemeinen Konsens darüber gibt, die 
Veranstaltung in einem jährlichen Rhythmus fortzuführen. Der Seniorenexperten-
service wird in das Konzept aufgenommen und integriert. 
Die nächste Veranstaltung steht unter dem Motto: „Wohnen im Alter!“ 
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Sachkundige Bürgerin Merscheid (CDU) stört der Begriff „Senioren“. 
Sie sei auch in der angesprochenen Altersgruppe, fühle sich aber nicht als 
Seniorin und habe auch nicht die Interessen, die die Gruppe der Senioren verfolgt. 
Sie schlägt vor, einen neuen Begriff zu kreieren. 
 
Ratsherr Weitz (SPD) stimmt den Ausführungen zu und regt an, sich vielmehr 
Gedanken über selbst bestimmtes Leben zu machen und hier Ideen einzubringen. 
Auch er ist dafür, gemeinsam eine andere  Nomenklatur zu finden. 
Ratsherr Simons (CDU) sagt, dass der Brühler Club 55 für die Bürgerinnen und 
Bürger eine feststehende, bekannte Organisation ist. 
 
Frauenbeauftragte Joswig-von Bothmer sagt, dass die Formulierung ein Arbeitstitel 
sei. 
Sie schlägt vor, den Titel auszutauschen und ihn umzubenennen in „Menschen im 
besten Alter“. 

 
3.3 Aufstellen eines Wunschbaumes für bedürftige Kinder in der Stadt Brühl 
 Bezug: SoMiA 27.11.2008, TOP 5.3 
 Vorlagen-Nr.: 37/09 
 

Der Ausschuss für Soziales und Migration nimmt den Bericht des Bürgermeisters 
zur Kenntnis. 
 
Ratsfrau Dr. Frantzioch-Immenkeppel (CDU) spricht der Verwaltung ein herzliches 
Dankeschön für die Umsetzung des von ihrer Fraktion gemachten Vorschlags aus. 
Sie geht auf die ausgehängten Wunschzettel im Standort Kaufhof ein und meint, 
dass dieser noch ausbaufähig ist. 
Der Kaufhof mache die Aktion nicht ganz uneigennützig. 
Sie möchte wissen, ob der Kaufhof so genannte „Patenschaften“ angeboten habe 
und selber eingegangen ist. Sie bittet um Auskunft darüber, inwieweit der Kaufhof 
bereit ist und war, einige Wunschzettel selber einzulösen. 
 
Sozialdezernent Freytag gibt bekannt, dass weitere Beteiligungen an der 
Wunschzettelaktion seitens der Verwaltung anvisiert waren.  
So wurde die Wepag diesbezüglich angesprochen. Von dort erhielt die Verwaltung 
jedoch keine Antwort. 
Die Verwaltung geht davon aus, dass alle Wunschzettel eingelöst werden. 
Mit dem Kaufhof ist eine Vereinbarung zur Handhabung der Einlösung der 
Wunschzettel getroffen worden.  
 
Abteilungsleiter Rampe (FB 50/3) teilt mit, dass 641 Familien mit 1.070 Kindern 
angeschrieben wurden, einen Wunschzettel abzugeben. 
Der Rücklauf der Zettel betrug mit insgesamt 294 somit nur ca. 30 %. 
Die Gründe für den zurückhaltenden Rücklauf der Zettel sind nicht zu ermitteln. 
Es habe auch eine Kontaktaufnahme zur Pestalozzi-Schule hinsichtlich einer 
Werbung für die Aktion gegeben. 
Darüber hinaus sei ein Artikel in der örtlichen Presse erschienen, um auf die Aktion 
aufmerksam zu machen. 
Der private Sender Brühl-TV und die Eisdiele an der Giesler-Galerie haben die 
Aktion mit einer Spende von jeweils 300,00 € unterstützt. 
Auch innerhalb der Verwaltung ist ein Aufruf zum Kauf eines Wunschzettels 
erfolgt. 
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Die von den Kindern angegebenen Weihnachtswünsche sind nicht alle im 
Sortiment des Kaufhofes einlösbar gewesen und haben teilweise auch die 
Ausgabengrenze von 15,00 € überschritten. 
Die Aktion ohne Partner durchzuführen, hätte für die Verwaltung einen hohen 
Verwaltungsaufwand bedeutet, der nicht zu leisten gewesen wäre. 
Es hat auch die Idee gegeben, den Wunschbaum auf dem Weihnachtsmarkt 
aufzustellen. Diese Idee wurde aber wegen der Praktikabilität verworfen. 
Die ersten 70 Geschenke sind mittlerweile in der Verwaltung verpackt 
angekommen. 
Die Verpackung der Geschenke erfolgte im Kaufhof, sodass von einer 
Gewinnmaximierung des Kaufhofes nicht gesprochen werden kann. 
 
Sachkundige Bürgerin Merscheid (CDU) sagt, dass sie die Aktion gut findet. 
Sie bittet die Verwaltung beim Kaufhof hinsichtlich weiterer Spenden oder 
Rabattaktionen nachzufragen. 
Sie selbst war einmal Mitarbeiterin des Kaufhofes und weiß, dass dieser über 
entsprechende Fonds verfügt. 
 
Ratsfrau Dr. Frantzioch-Immenkeppel (CDU) meint, dass der Kaufhof mit dieser 
Aktion auf allen Ebenen einen Gewinn macht. Sie ist der Ansicht, dass der 
Konzern sich mit einer angemessenen Summe beteiligen sollte. 
 
Abteilungsleiter Rampe (FB 50/3) weist bei der Diskussion darauf hin, dass der 
Wunschbaum („Charity-Baum“) eine eigene Aktion des Kaufhofs ist. 
Der Kaufhof sucht sich örtliche Partner (z.B. Brühler Tafel). 
Hier hat der Konzern 120 Kinder ausgesucht und sich nun darauf eingelassen und 
zugestimmt die Aktion mit der Stadtverwaltung zu erweitern. 
Diejenigen Wunschzettel, die nicht eingelöst werden, werden vom Kaufhof 
übernommen. 
Dazu hat dieser seine Zustimmung gegeben. 
 
Sachkundiger Bürger Kirf (CDU) bittet darum, bei der Diskussion „die Kirche im 
Dorf“ zu lassen und realistisch zu bleiben. 
 
Ratsherr Stilz (CDU) findet es gut, dass der Kaufhof sich engagiert. Er ist 
enttäuscht von der Wepag, die sich nicht an der Aktion beteiligt. 
 
Ratsfrau Baule (fw/bVb) meint, dass die Wepag bereits viele Aktionen finanziell 
unterstützt. 
 
Ratsherr Weber (Grüne) wundert sich über die „Kapitalismusdebatte“. 
Weihnachten sei eine Zeit, in der der Einzelhandel seinen größten Umsatz macht 
und die Bevölkerung eine große Spendenfreude zeigt. 
Für die Wepag sei die Wunschbaumaktion eine eigene Marketingaktion. 
Er findet die Aktion insgesamt gelungen und bittet darum, nicht weitere 
idealistische Grabenkämpfe zu führen. 
 
Ratsherr Stilz (CDU) wehrt sich gegen die Worte von Ratsherr Weber (Grüne) und 
betont nochmals die eigentliche Verantwortlichkeit der Wepag in dieser Aktion. 
 
Sachkundiger Bürger Schmucker (FDP) macht den Vorschlag, noch einmal die 
Aktion nach Sinnhaftigkeit und „win-win-Situation“ zu hinterfragen. 
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Vorsitzender Jung (SPD) findet die Aktion sehr gut und meint, dass diese weiterhin 
unterstützt werden sollte. 
Er gibt bekannt, dass er einen Wunschzettel kaufen wird.  
(Abteilungsleiter Rampe hat Wunschzettel mit in die Sitzung genommen). 
 
Frau Weidner (Initiative für Völkerverständigung) möchte wissen, wie die 
Geschenke die Kinder erreichen. 
 
Abteilungsleiter Rampe (FB 50/3) teilt mit, dass die Geschenke über die Brühler 
Tafel im Rahmen einer Weihnachtsfeier oder am Wunschbaum selber den Kindern 
überreicht werden. 
Die Geschenke, die bei der Verwaltung eingegangen sind, werden über den 
städtischen Postboten, Herrn Isicok, ausgeliefert und überreicht. 

 
4. Anfragen  
 
4.1 Anonyme Spurensicherung nach Sexualstraftat 
 hier: Ratsherr Weitz (SPD) 
 

Ratsherr Weitz (SPD) informiert die Mitglieder des Ausschusses über eine Initiative 
des Wuppertaler Netzwerkes „Opferschutz in Strafverfahren in der Region 
Wuppertal, Remscheid und Solingen“, das ein Verfahren auf den Weg gebracht 
hat, welches eine anonyme Spurensicherung nach einer Sexualstraftat ermöglicht. 
Erfolgreich umgesetzt wird diese Initiative bereits seit mehreren Jahren in Aachen 
und Bonn und wird initiiert durch den örtlichen Frauennotruf. 
Er bittet die Verwaltung zu prüfen, ob diese Initiative nicht auch in Brühl oder im 
Rhein-Erft-Kreis gestartet und durchgeführt werden kann. 

 
Ratsfrau Baule (fw/bVb) weist in diesem Zusammenhang auf die Arbeit des 
„Weißen Ring“ hin, der ebenfalls in der Opferschutzarbeit aktiv ist. 
 
Anmerkung der Schriftführerin: 
Eine detaillierte Information des Wuppertaler Netzwerkes liegt der Niederschrift als 
Anlage bei. 

 
4.2 Information über Arbeitslosenquote von Städte und Gemeinden im Rhein-

Erft-Kreis 
hier: Vorsitzender Jung (SPD) 
 
Vorsitzender Jung (SPD) gibt bekannt, dass die Mitglieder bei Interesse 
regelmäßig über die Arbeitslosenquote in Städten und Gemeinden im Rhein-Erft-
Kreis Informationen erhalten können.  
Er bittet die Mitglieder sich dazu in eine Liste einzutragen. 

 
4.3 Vorstellen der neuen Mitglieder im Ausschuss  
 hier: Ratsherr Stilz (CDU) 
 

Ratsherr Stilz (CDU) bittet den Vorsitzenden Jung (SPD) die neuen Mitglieder im 
Ausschuss namentlich vorzustellen. 


